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Vor allem kann er die Zuſammenhänge überhaupt nicht
vegretſen. Das gilt namentlich von den ſehr aufmerk
ſamen Bedbachtern im Auslande, die mit ſtarkem Miß

e die Entwickung bei uns verſolgen. Man ſoll ſich
Aber de Bedeutung dieſer ſtimmungsgemäßen Einſtellung
nicht kauſchen, namentlich nicht in einem Augenblick, wo die
Deutſchen Reparationen zur Entſcheidung ſtehen. Man hört
in den Hauptſtädten der Entente mancherlei, was wir im
Inlande gern überhören möchten. Der Geſamtelndruck iſt
jedenfalls ſchlecht. Auch ohne Herrn Wirth Caſſandraruf
ſt män von dem Forkbeſtand des Parlamentärismus nicht
hne weiteres überzeugt Wer aber die Verfaſſung retten

ver ſoll nicht verſuchen, das Uebel zu verſchleiern,n
wndern im Gegenteil offen ausſprechen, wie die Dinge

egen und verſüchen, die helfende Hand anzulegen. Wir
ind auf dem beſten Wege, den Parlamentarismus in Grund

und Boden zu wirtſchaften, was bei uns umſo bedenklicher
wäre als wir nichts anderes an die Stelle zu ſetzen hätten.
Weder kommt die Mottarchie jemals in Frage, nöch der
Faſchismus, von dem Wirth ſpricht. Beide würden ebenſo
Laſch verſchwinden, wie ſie entſtanden wären. Es gibt
für Deutſchland eben nichts anderes als das Syſtem, das
wir eht haben Wenn es ſich nicht bewährt hat, ſo liegt es

t an ihm, ſondern an den Menſchen, die mit ſeiner
Durchführung betrat ſind Und hier kann man unſeren Ab
geordneten auch die ſchärfſten Vorwürfe nicht erſparen.
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be mutlich auf Breitſcheid zurückzuführen iſt, genau das Gegen
ſind mit einem dichten Schleier umgeben worden. Ueber
die Zweckmäßigkeit kann man beſtreiten, denn nun ſind allen

ſind

land u
euchtigke

r Parteipolitik ſtatt Staatspolitik getrieben. Der
sgeiſt uberwuchtet alles Man triumphiert, wenn

einen Poſten mehr herausgehandelt hat, als die Geg

urf he ken Als ob dabon d
Shalb, weil es unbedingt erforderlich

nſo

e ſt, daß ſin um dieſe lebenswichtigen Angelegenheiten kümmert
d r vechten Stunde das Wort ergreift.

Vuvrbeſprechungen
Es iſt in der Oeffentlichkeit die Möglichkeit erörtert

wordeſt ob man nicht auch ohne das Zentrum regieren
könne. Wir ſind ohne weiteres der Anſicht, daß dieſer Ver

l

ſuch gemacht werden müßte nicht Um eine größe Partei
für immer auszuſchalten, ſondern ihre Begehrlichkeit und

i hre Machtgeliſte auf das rechte Maß herabzudrügen An
ſich iſt das durchaus denkbar, da das jetzige Kabinett mit
Hilfe der bayeriſchen Bauern eine knapee Mehrheit hätte,

wobei vermutlich die Wirtſchaftspartei und der ſtagtserhal

Lambach und Treviranus Gewehr bei Fuß ſtehen würden.

müßte, um die ihr namentlich in Süddeutſchland äußerſt un
bequeme Vormacht des Zentrums zu brechen. Nachdem je
doch der Vorwärts in ſeinem Sonntagsartikel der ver

eil getan und das Zentrum beftrettet das, muß man dieſen
Weg als hoffnungslos verſperrt gnſehen. Dann bleibt eben
nur eine Wiederberſöhnung mit dem Zentrum übrig, das

lungen in dieſem Sinne ſind bereits eingeleitet worden
Reber ihren Ausgang läßt ſich zur Stunde noch nichts ſagen
Zwiſchen Streſemann und Kaas ſind Beſprechungen abge
halten worden, die ſich vermutlich in erſter Linie auf die
Außenpolitik bezogen. Bei dieſer Gelegenheit iſt. aber von
meuem die Forderung nach drei Miniſterſitzen erhoben wor
den. Da auch gleichzeitig die Deutſche Volkspartei im
Preußiſchen Landtage ſtarr an ihren Forderungen feſthält,
iſt auf den erſten Anhieb nichts zu erwarten. Es wird ver
mutklich zu einem längeren Kuhhandel kommen, der das
Anſehen den Parlamentarismus Zu fördern, wenig
geeignet iſt. Gelingt es jetzt die Kriſe zu beheben, ſo wird
ſie in einigen Monaten von neuem in die Erſcheinung tre-
ten. Man kann unter den gegenwärtigen Umſtänden keinen
Optimismus hegen, Ehe nicht die Parteien ſich ſelbſt um
ſtellen und mehr Verantwortlichkeitsgefühl zeigen, iſt eine
Geſundung nicht in Ausſicht. Ohne prophezeien zu wollen
glauben wir doch nicht, daß dieſem Reichstage
Leben beſchieden iſt.

Wirrhs Warnungen
Der frühere Reichskanzler Dr. Wirth hat ſchon ein

mal, auf der Tagung der inter parlamentariſchen Union in
Berlin ſeine warnende Stimme erhoben und ein dauern
des Sinken des Parlamentarismus feſtgeſtellt. Darin gehen
wir mit ihm einig. Wenn er jedoch jetzt erneut als Mah
ner auftritt, und dabei die Haltung des Zentrums verteidigt,
ſo können wir ihm darin nicht folgen. Das iſt hoffnungs
loſe Mohrenwäſche. Gerade er ſollte das wiſſen, denn
er hat mit ſeinen Freunden manche Kämpfe ausgefochten

davon das

g r eParteiämtern wegen zerrütteler Geſundheit ausgeſchieden.

tende Teil der Deutſchnationalen, alſo die Grupben um

d Was genügte völlig, um die Aufgaben der nächſten Monate
d u erledigen Vorausſetzung wäre freilich eine kraftvolle

Haltung der Sosialdemokratie, die ſich einmal aufraffen
wir vohl das Thema Marx abtun

natürlich ſich als Sieger fühlen wird. Die Vorverhand

ein langes

und tapfer ſeinen Mann geſtanden. Er hat ſich gegen die
Rechteſchwenkung gewehrt und ihren Mißerfolg richtig vor
ausgeſehen. Er iſt unſeres Wiſſens auch jetzt in der Frak
tion unterlegen Das ehrt ihn. Umſo weniger begreifen wir
ſeine Ausführungen Vermutlich kam es ihm nur darauf
an, gewiſſe Schlußfolgerungen zu ziehen, die er für nötig
erachtet. Er hat gerädezu ein Ultimatum an die Weimarer

Koalition gerichtet. Hier aber trennen ſich unſere Wege
Einmal hat die Weimarer Koalition keine Mehrheit und

würde ſie auch bei einer Auflöſung kaum erhalten. Wir
würden alſo die Kriſe verewigen, ſodann aber wird er uns
wohl zugeben müſſen, daß es in ſeiner Partei Elemente
gibt, die man beim beſten Willen nicht als links anſprechen
kann. Es ſind recht unſichere Weggenbſſen. Wir brauchen
nur Namen wie Herold, Hermes vder Klöckner zu nennen
Auch andere ſind noch dabei Die bald auf dem einen, bald
auf dem anderen Flügel ſtehen je nach ihrem perſönlichen
Gutdünken, wie z. B. der Fraktionsvorſitzende, Herr Ste
gerwald. Damit läßt ſich im beſten Falle Politik von
heute auf morgen, aber nicht auf lange Sicht treiben. Es
hegt auch keine Veranlaſſung vor, die Deutſche Volkspartei
geſchloſſen nach rechts zu drängen. Daß wir einen großen
Tel. von ihnen lieber heute als morgen bei den Deutſch
nationalen landen ſehen würden, namentlich Herrn Scholz
ſelbſt, brauchen wir nicht beſonders zu betonen Aber wir
haben keine Urſache, gerade Herrn Dr Scholz den Kampf
gegen Streſemann zu erleichtern. Damit verhindern wir nür
eine reinliche Scheidung, die im allgemeinen Intereſſe not
wendig iſt. Herr Dr. Wirth befindet ſich auf einem Jrrwege.
Wir brauchen die Große Koalition, um unſere auswärtigen

Angelegenheiten in Ordnung zu bringen e

Zwiſchenlöſung?
Die Verhandlungen in Paris über die Reparativn

Gerüchten Tür und Tor gesffnet. Aber die Tatſache jeden
falls ſteht feſt, daß keiner der vergantwortlichen Teilnehmer
das Geheimnis bisher beſprochen hat Was ſich in den
Oeffentlichkeit an Meldungen findet, beruht daher auf Mirt

maßung. Selbſtverſtändlich nehmen die. deutſchnationalen
Organe das wahr Und verſuchen, eine peſſimiſtiſche Stim
mung zu erzeugen. Vorſicht iſt geboten. Soviel wir wiſſen,

betrachten die deutſchen Sachverſtändigen die Ausſichten auf
ein Ergebnis als nicht ſchlecht. Jedenfalls haben die Ame
rikaner ſehr vieles abgebogen und bewieſen daß ſie lang
ausgeſponnene theoretiſche Betrachtungen nicht lieben Sie
ſind eben Männer des praktiſchen Lebens Auch glauben
wir, ſagen zu dürſen, daß die Darlegungen Dr. Schachts
einen ſtarken Eindruck hervorgerufen haben. So roſig wie
Parker Gilbert unſere Lage dargeſtellt hat, iſt ſie eben
nicht. Die Amerikaner aber haben kein Intereſſe daran,

Deutſchland mit Zahlungen zu überlaſten, wenn ſie die An
leihen hergeben ſollen denn damit ſchädigen ſie ſich ſelbſt-
Etwas anders klingt es, wenn in einem Berliner Blatt

geſagt wird, Owen Young und Mörgan arbeiteten auf
eine Zwiſchenlöſung hin. Das wäre immerhin denkbar. Wir
ſelbſt würden das für kein Unglück halten und haben wieder
holt an dieſer Stelle ausgeführt, daß eine Endſumme große
Gefahren in ſich ſchließt. Es macht zwar einen nieder
ſchmetternden Eindruck, wenn man erklärt, wir wollten
lieber lange und dann verhältnismäßig wenig zahlen, als
wenn eine Endſumme genannt wird. Gewiß beſeitigt ſie
die Unſicherheit, aber in Wahrheit kommt ſie uns teurer
Selbſt 30 Milliarden wären nach heutiger Verzinſung und
Amortiſation eine fährliche Belaſtung von nahezu drei Mil
liarden, während wir unbedingt von den 2,5 herunter
kommen müſſen. Jſt aber die Gegenſeite nicht bereit, für

nitteldeutſches Wochenblatt für Freiheit u. Baterland ſ.

c

ja aus ſeinen

Anzeigenpreis Für die zehngeſpalten
MillimeterZeile 10 Goldpfennig. Anzeiger
im VReklameteil 1 Mark. AnzezgenLlü
nahme durch den Berlag des olitiſcher
Wegweiſer“, Halle (Saale), Gr. Brauhaus

h

alle Zeit die Jahresleiſtungen feſtzulegen, dann ſoll man
ſich ruhig mit einer Zwiſchenlöſung begnügen und der Zu

kunft auch eiwas anheimſtellen. e

zurückzu ühren ſei. Er ſoll einem militärpflichtigen Deut
ſchen die Flucht ermöglicht haben.

Deutſchen trieben in ſeinem Lande Hochgano geſagt, die
den Abgeordneten Uhlitz ſchützeverrat, und hinzugefügt,

nur die Jmmuniktät vor der Feſtnahme.

Aktion ge en die von Deutſchland angekündigte Aufrollung
des Minderheitenproblems. Wir fühlen es den Polen nach.

aber gerade deshalb muß
Deutſchland muß

Tumulte
tage abſpielten,
Maßnahmen zuhat dabei die Bewilligung des Aelteſtenausſchuſſes gen
funden und wir hofſen,
kommiſſion ihm zuſtimmen
wärtig. Schon das Eingreifen der Tribüne iſt unerträglich
Den Kommuniſten ſind die
weil ſie planmäßig dort Tumulte vorbereitet haben
Gleichzeitig iſt die Polizei angewieſen worden, die Eingänge
zu überwachen und auch Abgeordnete zu verhaften, die ſich

ungebührlich betragen Da ein Ertappen auf friſcher Tat
bekanntlich Jmmunität ausſchließt.

uns Herr Löbe verſprochen, Schimpfworte nicht mehr Zu
Sdulden und mit Entziehung der Diäten und der Frei

hat, kennt die Bereicherung unſeres Sprachſchatzes, wenn
man es eine Bereicherung nennen will. Herr Löbe war ſehr
nachſichtig und hat manches hingenommen, was in frü-
heren Zeiten unmöglich geweſen wäre. Wenn er jetzt ſchärfer

daß einige Sitzungengeſchehen, auch auf die Gefahr hin,
Richard Mayverloren gehen.

Richard Tanbers Autogramme
Geſchäft iſt Geſchäft

Jm „Herold der Zeitſchrift der

wir eJn einem großen eleganten Warenhauſe in Berlin
drängen ſich ungeheure Menſchenmaſſen. Geduldig ſtehen

ſie, aufgereiht hinter dem andern, langſam ſich vorwäxts
ſchiebend; es dauert Stunden, bis ſie ihr Ziel erreichen. Und
was iſt das Ziel ihrer Wünſche Richard, Tauber ſitzt da, der
größte der Tenöre, und verſchenkt ſeine Autogramme. Wirk
lich, er verſchenkt ſiel Tagelang ſitzt er da und ſchreibt ſeinen
Namen, vieltauſendmal von morgens bis abends, und jeder
zahlt einen Betrag, nicht für ihn, nein, für einen wohl
tätigen Zweck, für die hungernden Kinder in Waldenbürg.
Aber Richard Tauber iſt wirklich ein großer Tenor. Er
hat ſeine Eigenheiten. So ſchreibt er z. B. ſeine Autogramme
nicht auf jedes gewöhnliche Papier; es muß ein beſonderes
Papier ſein, gewiſſermaßen ein ihm beſonders verbundenes
Papier: Jeder der Wartenden muß in dem Warenhauſe eine
Photographie des großen Tenors kaufen oder noch beſſer
eine Autob iographie. Er muß für ein haar Mark „Richard
Tauber, wie ich bin und wurde“ oder ſo ähnliches erſtehen
Nur ſo kann die wohltätige Unterſchrift erlangt werden.
Warum denn auch nicht Man bekommt von ihm ſelbſt ſein
eigenes Autogramm und kann dann noch nachleſen, wie er zu
dem Liede kam „Gern hab' ich die Frau'n geküßt!“ Und
hilft den armen Kindern! Richard Tauber aber wird popu
lärer und populärer, nur durch Uneigennützigkeit. Mehrere
Tauſend der Autobiographien ſollen ſchon verkauft ſein.
Die Berliner haben wirklich für ihre Helden noch etwas
übrig oder für die Waldenburger Kinder bder für

e e

Die Verhaftung des Abgeordneten Ulitz
Die polniſche Preſſe ſtellt es ſo dar, als ob die Ver

haftung des Führers des deutſchen Volksbundes in Oſt
SOberſchleſien Ulitz auf ein Vergehen gegen das Milktärgeſetz

Zuſchauerkarten entzogen worden

fahrkarten vorzugehen Wer ſolche Auftritte mitangeſehen

zupackt, ſo erfüllt er damit einfach eine Pflicht, das muß

Jungdemokraten heen

beide 4

Daß der Sejm ſelbſt
zweimab die Papiere für gefälſcht erklärt und den Antrag
auf Auslieſerung abgelehnt hat, wird dabei verſch wiegen
Deshalb hat man ja eben den oberſchleſiſchen Sejm auf
gelöſt. Aber wir haben noch einen Kronzeugen gegen die
Warſchauer Preſſe. Der Außenmin ſter Zaleſki hat in u

Dieſe unvorſichtige
Aeußerung läßt ſich nicht wieder guslöſchen. Es handelt
ſich bei dem polniſchen Vorgehen um eine ganz planmäßige

Vor allem aber hat
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wiederum ſchwerſten Zeiten der Ueberleitung die Steuer
reform Und mit ihr die Zuſage, daß es mit dem Platz

ſiert und damit die erſte Station ſeines Werdeganges er

Alungsändernd werden von den beiden maßgebenden Stellen

Von Oberregierungsrat
Der Entwurf eines „Geſetzes über die

gab eine kurze Ueberſicht über den Jnhalt des Entwürfes
und verfolgte im übrigen das Ziel, die inſtinktive inner
Tiche Ablehnung überwinden zu helfen, die ſich in ſel
dener Uebeveinſtimmung, wenn auch aus ſehr verſchiedenen
Motiven, im Publikum wie innerhalb der Beamtenſchaft
Ser Reichsfinanzverwaltung bemerkbar machte, bei dem Ge
danken, daß ſchon wieder einmal eine grundlegende Aende-
rung der Steuergeſetzgebung bevorſtünde. Die Gefühle des
ſteuerzahlenden Publikums gegenüber neuen Steuergeſetzen
pflegen wenig kompliziert zu ſein und beſchränkten ſich
wuch dieſem Geſetzgebungswerk gegenüber auf die Befürch
tung, daß neue ſteuerliche Belaſtungen und eine uner
wünſchte Aufblähung des Apparates der Reichsfinanzverwal
ung in Ausſicht ſtünden. Dieſe Bedenken waren damals
Teicht zu zerſtreuen. Lief doch der Geſetzentwurf, wenn
nicht ausdrücklich, ſo doch mit durchſichtiger Deutlichkeit
auf das Ziel „Steuerſenkung“ und „Verminderung der
Verwaltungskoften“ hinaus. Optimiſten wollten ſogar eine
allgemeine, durchſchnittlich ſich auf 20 Prozent belaufende
Senkung der Realſteuern herauskeſen. Wenn dieſer Opti
msimus auch ſicherlich übertrieben und nicht zutreffend war,
ſo blieb immerhin grundſätzlich das genannte Ziel deut
lich in greifbare Nähe gerückt. Schwerer war es, den
Bedenken der mit der Durchführung des geplanten Geſetzes
vefaßten Beamtenſchaft zu begegnen Seit Begründung der
Reichsfinanzverwaltung alſo ſeit April 1920 bis
Zum Jahre 1924 hatte die Beamtenſchaft der Reichs
finanzverwaltung einen wahren Sturzregen von Steuer
geſetzen über ſich ergehen laſſen müſſen. Die Häufung der
in ſchnellſter Folge einander ablöſenden Und ſich teilweiſe
Aberſchneidenden Steuergeſetze war derartig, daß gegen
Ende dieſer Zeitſpanne jedenfalls von der Beamtenſchaft
an eine wirklich gründliche und gewiſſenhafte Durcharbei
ung des auf ſie einſtürmenden Geſetzesmaterials nicht mehr
zu denken war. Die galoppierende Jnflation tat das ihrige
dazu, um ſelbſt gewiſſenhafte Beamte reſignieren zu laſ
en und zu der Ueberzeugung zu bringen, daß dem Reichs
Fäckel mit Fixigkeit mehr gedient ſei, als mit Richtig
keit. Es war eine Zeit, in der Geſetze und Verwaltung in
ausſichtslofem Rennen hinter der Geldentwertung her jag
en eine Blütezeit für Schaumſchläger und Oberflächliche,
eine deprimierende Zeit für die Gewiſſenhaften, die mit
Aufopferung ihrer letzten Nervenkraft ſich dem drohenden
Verfall jeder ſachgemäßen und gründlichen Arbeitsmethode

entgegenſtemmten. eDann kam mit der Stabiliſierung der Währung nach

Segen der Geſetze ein Ende haben ſolle und wieder eine
gewiſſe Beſtändigkeit in der Steuergeſetzgebung eintreten
werde. Die Beamtenſchaft atmete auf und bemühte ſich
wie jeder unparteiiſche Beobachter anerkennen muß, mit von
Jahr zu Jahr wachſendem Erfolge ihre Arbeitsmethode
Zu vertiefen und wieder mit alter Gründlichkeit, Gleich
mäßigkeit und Gewiſſenhaftigkeit die vorliegenden Ge
Jetze auszuführen. Da drohte plötzlich der Geſetzentwurf
mit dem ſo viel verheißenden Titel mit neuerlicher völliger
Umgeſtaltung. Es waren gerade die Tüchtigſten in der

Weamtenſchaft, die bedenklich auf die Erfahrungen der ver
floſſenen Jahre hinwieſen und dem Geſetzentwurf innerlich
mit größter Skepſis gegenüberſtanden, und es bedurfte des
Halb der Beamtenſchaft gegenüber außer den für das ſteuer
Zahlende Publikum durchgreifenden Argumenten des Hin
Wweiſes auch auf das zweite Ziel Geſetzentwurfes, daß
mit den neuen verwaltungstechniſch auf nicht allzu ſchwere
Durchführbarkeit abzuſtellenden Beſtimmungen nach einer ge
wiſſen Uebergangszeit eine klare Ueberſichtkichkeit und Ein

Heitlichkeit im Steuerweſen des Reiches, der Länder und der
Wemeinden geſchaffen werden würde und dadurch eine dauer
Hafte Erleichterung der Verwaltungsarbeiten zu erwarten
Fei.

Inzwiſchen hat der Geſetzentwurf den NReichsrat paſ

reicht. Annähernd eineinhalb Jahre ſind ſeither verfloſſen
und Veränderungen genug hat der Entwurf ſchon bis zu
Dieſer Station erlitten. Zunächſt rein äußerlich Aus dem ur
Jprünglich als Mantelgeſetz mit vier Anlagen gedachten
Steuervereinheitlichungsgeſetz ſind ſechs ſelbſtändige Geſetze
geworden:

I. das Steüervereinheitlichungsgeſetz, das jetzt als veines
Einführungsgeſetz für die übrigen 5 Geſetze aufge
zogen iſt,
das Grundſteuerrahmengeſetz,
das Gewerbeſteuerrahmengeſetz,
das Gebäudeentſchuldungsſteuergefetz,
das Geſetz über die Vereinheitlichung des Steuer
verfahrens, (Steueranpaſſungsgeſetz),

6. das Geſetz über den Uebertritt der Beamten in den
Reichsdienſt.

Das iſt an ſich eine Aeußerlichkeit, hinter der ſich
allerdings nicht unerhebliche Schwierigkeiten verbergen. Nach
Dbereinſtimmender Anſicht des Reichsrates und der Reichs
regierung zerfallen die ſechs Geſetze nämlich in zwei Grup
pen, in ſolche mit verfaſſungsänderndem Charakter und in
Geſetze ohne verfaſſungsändernden Charakter. Als verfaſ

n ge

angeſehen: das Gebäudeentſchuldungsſteuergeſetz und das
Veſetz über den Uebertritt der Beamten in den Reichsdienſt.
Eine weitere Komplikation iſt ferner dadurch eingetreten,
daß im Reichsrat zwar das Beamtenübernahmegeſetz die
erforderliche quaälifizierte Zweidrittelmehrheit gefunden hat,

Mit Genehmigung des Verfaſſers dem Magdeburger
Amtsblatt Nr. 4 entnommen

LohntSteuervereinheitlichung ohneSteuerſentung?)

Veveinheit
Aichung des Steuerrechts“ iſt an dieſer Stelle alsbald nach
ſeiner erſten weiteren Kreiſen zugänglichen Bekanntgabe
Die der damalige Reichsminiſter der Finanzen Dr. Köhler
vor der kommunalpolitiſchen Vereinigung der Zentrums
Partei gemacht hatte, beſprochen worden. Unſere Beſprechung

und gerade die wichtigſten Steuergeſetze abändert, z. B.

Fenſterſteuer und ſogar eine Spülkkofettabgabe, die typiſch

Grenze abgeſchoben ins feindliche Ausland. Nämlich nach

Dr. Ruyter, Magdeburg

geſeß nicht zuſtande gekommen iſt.

Wenn ſich die Reichsregierung trotzdem entſchloſſen
hat, ſämtliche feche Geſetze dem Reichstag vorzulegen, ſo

vor als einheitlich zu betrachtenden Gefetzeswerkes recht
ungünſtige Auſpizien.

Was iſt nun aus den großzügig und klar herausgear
beiteten Zielen des erſten Entwurfes geworden, der von
partikulariſtiſch eingeſtellten Kreiſen von vornherein als
viel zu weitgehend bekämpft wurde und infolge Wider
ſtandes der Länder ſchon in ſtark verwäſſerter Geſtalt an den
Reichsrat gelangt iſt? Es iſt nicht der Zweck dieſer Zeilen,
hier genau im einzelnen zu verfolgen, in welchen Punkten
die dem Reichsrat gemachte Vorlage ſich von dem erſten
Entwurf unterſcheidet und die dem Reichstag gemachte
Vorlage wiederum von der Faſſung, in der der Entwurf
an den Reichsrat gelangt war. Es genügt feſtzuſtellen, daß
die Veränderungen, die der erſte Entwurf hat durchmachen
znitſſen, durchaus nicht in allen Punkten Verſchlechterungen
bedeuten. Mit eben ſolcher Deuthichkeit muß aber feſtge
ſtellt werden, daß, als Ganzes betrachtet, der erſte Ent
wurf der allein zielſichere und zweckmäßige war und daß
von den großen Gedanken dieſes Entwurfes nicht viel
übrig geblieben iſt. Jn der Geſtalt, die der Entwurf jetzt
auf ſeinem Wege bis zur Vorlage an den Reichstag ge

nommen hat fehlt jede Sicherung ja auch nur einiger
maßen greifbare Ausſicht, daß das Ziel einer Steuerſenkung
erreicht wird. Dieſes Ziel iſt ſcheinbar vorläufig vollſtändig
fallengelaſſen worden. Was nützt es dann ſchließlich, daß
der Gedanke der Vereinheitlichung in manchen Punkten
ſchärfer hergusgearbeitet erſcheint und den Ländern
in gewiſſen Beziehungen engere Schranken gezogen ſind in
der Handhabung ihrer Steuerpolitik? Damit allein iſt der
Wirtſchaft nicht gedient und es entſteht die Frage, ob es hei
ſo verwäſſerter materieller Zielſetzung lohnt, den ganzen
Verwaltungsapparat ſchon wieder umzuſtellen und in einen
Geſchäftsgang, der glücklich angefangen hat ſich einzuſpielen,
mit gewagteſtem Experiment einzugreifen.

Dieſe Bedenken wiegen um ſo ſchwerer, als der Ent
wurf einer übrigens recht äußerlichen und formalen Syſte
matik zuliebe keine aber auch nicht die geringſte
Rückſicht auf die verwaltungstechniſche Durchführbarkeit
des Entwurfs im einzelnen darkegt und begründet und
gleichzeitig Vorſchläge macht, die wenigſten die gröbſten tech
niſchen Schwierigkeiten aus dem Wege räumen ſollen. Es iſt
dringend zu wünſchen, daß der Reichstag dieſe Stimme aus
der Praxis nicht überhört.

Wenn das neue Geſetz nicht weniger als ſo ziemlich alle

die Refchsabgabenordnung, das Reichsbewertungsgeſetz, das
Finanzausgleichsgeſetz, die Dritte Steuernotverordnung, das

daß dieſe Mehrheit aber für das Gebäudeentſchüldungsſteuer

liegen ſchon darin für die Verabſchiedung des doch nach wie

Einkommenſteuergeſetz, das Körperſchaftsſteuergefetz, das Ver
mögenſteuergeſetz, das Erbſchaftſteuergefetz, das Umſatzſteuer,
geſetz u. a., ſo bedeutet das für die Verwaltung mongte
lange theoretiſche Unterrichtskurfe und praktiſche Nebun
gen. Die Zeit für dieſe Kurfe geht ab von der vhnehin

führung der praktiſchen Aufgaben der Verwaltung vor
handen iſt und beeinträchtigt naturgemäß auf längere de
die Qualität der praktiſchen Arbeitsleiſtung.

weiterer Worte bedürfte. Dazu tritt ein
Moment, das kelnesfalls unterſchätzt werden darf Dig
Steuerbeaintenſchaft verliert allmählich das Vertrauen
die Zuſicherung, daß ſie nach der Stabiliſterung der W
rung erlaſſenen Steuergeſetze nun endlich hinreichenden

wirklich gründlich in ſie zu vertiefen und einzuarbeiten
Schon heute hört man überall die Frage, wer garantiert
uns, daß nicht in ein oder zwei Jahren alles wieder um
geworfen und grundlegend anders aufgezogen wird. EineBeamtenſchaft, die anfänglich bei der Erzbergerſchen dem

mit den großzilgigſten Verſprechungen aufgepäpelt und dann
fortlaufend von Jahr zu Jahr enttäuſcht worden iſt
durch Zurückſetzung gegenüber der Beamtenſchaft der Ho
heitsverwaltungen der Länder, maßloſe Angriffe in der
Oeffentlichkeit, gleichzeitig beunruhigt durch das Gefühl
gegen dieſe Angriffe nicht immer hinreichend geſchüht zu
werden. in ihrer Arbeitskraft ausgepumpt bis aus das
letzte eine ſolche Beamtenſchaft iſt von der Grenze ihrer
Slaſtizität nicht mehr weit entfernt und ſollte unnstiger
weiſe kleiner weiteren Belaſtungsprobe ausgeſetzt werden.

Der Reichstag wird daher die Aufgabe haben, unter
Aufrechterhaltung der tatſächlich Verbeſſerungen darſtellen

Entwurfes, nämlich die Senkung der Realſteuern, wieder
in das Geſetz hineinzuarbeiten und ſicherzuſtellen und den
der endgültigen Faſſung gebührend Rückſicht darauf zu ne
men, daß die geſetzlichen Beſtimmungen auch verwaltunge
techniſch mit einem Kraftaufwand durchführbar ſind, der
in angemeſſenem Verhältnis zu dem erſtrebten Ziele ſteht.
Gelingt dies nicht, ſo wird ſehr ernſthaft die Frage zu
ſtellen ſein, ob es zu verantworten iſt, daß die Gefahren
die eine neuerliche Umorganiſierung für die junge und

mit ſich bringt, in Kauf genommen werden. Nach dem
jetzigen Stande iſt als greifbares materielles Ziel nur noch
erkennbar, daß die geplante Vereinheitlichung Vergleiche
möglichkeiten in der Steuergebarung der Länder ſchafft
die vielleicht geeignet ſind, vorhandene Schäden aufzu
dechen Und bei gutem Willen die Selbſterkenntnis der Läne
der zu fördern, um auf dieſe Selbſterkenntnis die Hoffe

ſetzung des erſten Entwurfes ſchwinden und auf dieſem Um

Deutſcher Steuer-Unfug
Spionenſtener und Spüllkoſettabgabe.

Angefſichts der Verhandlungen über das Steuerverein
heitlichungsgeſetz ſind die Ergebniſſe der großen Steuerſtati

ſtik des Jahres 1925 von ganz beſonderer Bedeutung.
Dieſe Ergebniſſe zeigen die ganze Zerriſſenheit des deut
ſchen Steuerſyſtems, das heute noch in Bayern eine Bau
platzſteuer, in Württemberg eine Gasſteuer, in Oldenburg
eine Viehbeſtandsſteuer und in Braunſchweig eine Wildbret
ſteuer vorſieht. Noch kurioſer aber ſind, wie jetzt feſtgeſtellt
worden iſt, die Gemeindeſteuern. So gibt es z. B. nach der
Steuerſtatiſtik in einigen Gegenden von Mecklenburg
Schwerin noch eine „Hausvorſprungſteuer“, die als Luxus
ſteuer für gewiſfe Verſchönerungen des Hauſes gedacht iſt.
Es gibt weiter eine „Spionenſteuer“, durch die der gläſerne
Spion beſteuert werden ſoll, mit deſſen Hilfe man die Vor
übergehenden auf der Straße kontrollieren kann. Es gibt
weiter in einigen Gegenden noch eine Begräbnisſteuer, eine

für das deutſche Steuerchaos ſind

Deutſche Groteske
Jrgendwo im Heſſiſchen hat eine Zigeunerbande ſich

unkliebſam bemerkbar gemacht, indem ſie Anlaß zu Schläge
veien und Meſſerſtechereien gab. Die Polizei hat einge
griffen und was getan? Sie hat die Zigeuner über die

Preußen. Mögen doch die Preußen ſehen, wie ſie mit diefen
unliebſamen Elementen fertig werden! Selbſtverſtändlich iſt
das heſſiſche Porgehen irgendwie durch Landesgeſetze gerecht

fertigt. Aber nicht gerechtfertigt vom Geſichtspunkt des ge
ſtunden Menſchenverſtandes. Iſt das denn erträglich, daß
tatſächlich deutſche Länder die zwiſchen ihnen liegende Grenze
ſo betrachten, als beginne jenſeits eine andere Welt? Es iſt
die Groteske der Kleinſtaaterei, die da ein neues Stück ge
liefert hat.

Ein Heiratsgeſuch
Jn der „Vegetariſchen Warte“ ſteht folgende Anzeige:
„Lebensreformer, Anfang der Dreißiger, gebildet,

wünſcht mit gebildetem deutſchen Mädel zwecks Heirat in
Verbindung zu treten. Bedingungen: Alter etwa 17 vis 29
Jahre, ariſchgermaniſcher Raſſe, blondes Haar, langſchäde
lig, gezeugt und geboren von ſtreng vegetariſch lebenden
Eltern, an Mutterbruſt geſtillt, vegetariſch ernährt und in
lebensreformeriſchem Sinne erzogen. Anhängerin der Nackt
kultur und der Reformkleidung (Thalyſia). Freundliche Zu
ſchriften in vbigem Sinne mit Lebenslauf und Bild in
Reformtracht ſowie drei Ganzaktlichtbildern, Vorder, Sei
ten und Rückenaufnahme, an die „Vegetariſche Warte“ er
beten. Strengſte Verſchwiegenheit zugeſichert und verlangt.

Allein ſo viele körperliche Forderungen zu erfüllen,
bleibt auch dann ſchwer, wenn man auf geiſtige Forderun

als öptimiſtiſch

Das Generalsauto
folgenden Befehl erlaſſen:

aus, daß ſie bei dem ſehr ſchnellen Fahren der Autos des
Generalkommandos nicht ſehen können, ob jemand darin ſitzt
oder nicht. Deswegen wird angeordnet, daß die Mannſchaften
die Mannſchaften die Autos in jedem Fall zu grüßen haben
gleichgültig ob jemand darin ſitzt pder nicht.

Das war auch tatſächlich gleichgültig.

Die Zahl der Schüler und Schulklaſſen
Ein Vergleich der Schukverhältniſſe des Deutſchen

Reiches im Schuljayr 1926-27 mit denjenigen des Schule
jahres 192122, die in Klammern angegeben werden, er
gibt folgende unterſchiedliche Zahlen für den fünf jährigen
Zeitraum:

An Schulen gab es in Deutſchland 52 885 (52 7659)
und zwar 288338 (29 185) evangeliſche, 15 281 (15 009)
katholiſche, 122 (207) iſfraelitiſche, und 8549 (8362) ge
meinſame. Die Zahl der Schulklaſſen ſtellte ſich auf 188 547
(207 185). Dieſe Klaſſen wurden beſucht von 6 659 768
(8 894 486) Schülern und zwar von 3 356 740 (4 465 1859
Knaben und 3303029 (4 429 309) Mädchen. Von den
Schülern waren 4023 597. (5 474 140) evangeliſchen
2 373 723 (3 162 672) katholiſchen, 19 941 (23 333) iſrage
litiſchen und 153 402 (109 977) ſonſtigen Glaubens Ax
Lehrkräften wurden beſchäftigt 180 964 (195 946), und zwar
137 173 (146 939) Lehrer und 43 791 (49 013) Lehrerinnen.

(1508) Schüler und 28,7 (33,1) Lehrkräfte. Die durch
ſchnittliche Klaſſenfrequenz betrug 35,3 (42,9) und auf eine
Lehrkraft kamen 36,8 (45,4) Schüler

Auswärtig und ausländiſch
„Die deutſche Sprache iſt eine arme Sprache Daher

die keuſche Zurückhaltung des amtlichen Apparates in
Deutſchland in einer Lebensfrage wie der der Kriegs
tribute. Stattlich aufgemachte deutſche Korreſpondenzen ver
ſorgen den deutſchen Blätterwald mit den „hochſtehenden“
und „wohlwollenden“ Ausführungen „prominenter“ Aus
länder. Der deutſche Standpunkt wird von einer kleinen
Minderheit vertreten, bekämpft vom eigenen deutſchen Pro
paganda apparat. Noch jüngſt, am 7. Februar, hat der
Reichswirtſchaftsminiſter ſeine Landsleute beſchworen: „zu
verhindern, daß Proteſtaktivnen und Reſolutionen die öfſent
liche Meinung verſeuchen.“ So geſchehen nicht etwa im ver
trauten deutſchen Kreiſe, nein, vor der Auslandspreſſe.“

Wörtlich ſo der deutſchnationale Reichstagsabgevordnete
Dr. Quaatz in der Deutſchen Zeitung“. Die deutſche Sprache
iſt nicht arm, aber ſchwer. So ſchwer, daß ein deutſch
nationaler Geheimrat den Unterſchied zwiſchen auswärtig
und ausländiſch nicht begreift. Reichswirtſchaftsminiſter Cur
tius hat am 7. Februar vor dem Verband der deutſchen aus
wärtigen (d. h. nicht Berliner) Preſſe geſprochen, nicht vor

gen verzichtet der Auslandspreſſe.

ſchon mehr als knapp bemeſſenen Zeit, die für die Durch

Zeit

Das Hetztempo, in dem bei den Steuerbehörden gee
arbeitet werden muß, iſt zu bekannt, als daß es hier 51

pſychologiſche n

Dauerwert beſitzen, um es lohnend erſcheinen zu laſſen, ſich e i

den Aenderungen die urſprüngliche Zielſetzung des erſten

kaum erſt gefeſtigte Reichsfinanzverwaltung unzweifelhaft

nung zu gründen, daß die Widerſtände gegenüber der Ziel

wege allmählich die geplante Steuerſenkung durchführba
werden wird. Das iſt reichlich wenig! Selbſterkenntnis i
eine ſeltene Gabe, und Hoffnungen auf ſie zu ſetzen ift ehe

Jm Jahre 1917 hat das Bahyeriſche Armeervrp

„Die Mannſchaften reden ſich noch immer darauf hin

Auf 10 000 Einwohner entfielen 8,4 (8,9 Schulen, 1086



Das Arbeitsſchutzgeſetz
Von Dr. Külz, Mitglied des Reichstags
Kürzlich hat ſich der Reichetag in erſter Linie ausgtebig

de gut einem ſehr ernſten Geſetzentwurf befaßt, und zwar
alkung t dem Arbeitsſchutzgeſez. Die Annahme, daß es ſich bei
Unſere eſem umfangreichen Geſetz von 79 Paragraphen um eine

Abllig neue Materie handelt, iſt irrig. Schon feit der Mitte
öden e vorigen Jahrhunderts iſt Ter Abrbeitsſchutz wiederholt
e hen e enſtand einer fortſchreitenden Geſe gebung geweſen, und
hhold m ch die Geſetzgebrng der Nachkriegsgeit ſowie die inter

Mationalen Verhandlungen über ſoziale Angelegenheiten
erkraue Naben ſich ſehr eingehend, aber doch nicht abſchließend mit

r en einſchlägigen Fragen befaßt. Der jetzt den Reichstag
M icherlich auf Monate hinaus beſchäftigende Entwurf bringte war auch keine völlig abgeſchloſſene Regekung, aber doch

in a ine immerhin beachtliche Zuſammenfafſung und Moder
garant iſterung des Arbeitsſchutzrechtes.
wieder Der Entwurf erſtreckt ſich auf folgende Gebtete: Schutz
wird Megen Betriebsgefahren, Arbeitszeit, Sonntagsruhe, Laden
en de ſchluß, Arbeitsaufſicht. Nicht mit einbezogen in das Geſetz

und d iſt der Schutz des Arbeitsvertrages, deſſen Regelung einem
den g. eigenen künftigen Geſetz vorbehalten wird. Ebenſo iſt aus
t der dem Geſetz der Schutz der Heimarbeit fortgeblieben, deſſen

Regelung er dem Hausarbeitsgeſetz überläßt. Schließlich iſt
s den güch ein Teil des Schutzes für die Jugendlichen nicht mit
eſblh einbezogen worden. Wohl finden ſich im Geſetz beſondere
n Vorſchriften für jugendliche Arbeiter hinſichtlich der Nacht
ne d arbeit, die Ruhepauſen, des Kinderſchutzes uſw., aber die
unngtz Frage des Arbeitnehmerurlaubs ſoll eine Sondervegelung
vetden in dem Geletentwurf über die Berufsausbildung Jugend
en cher erfahren.
n Es gibt kaum einen gewerblichen Betrieb, der von den

Vorſchriften des Geſehes nicht berührt würde. Die Beſonder
heiten der verſchiedenen Gewerbezweige und Berufsgruppen
verſucht der Entwurf durch zahlreiche Sondervregelungena zu berückſichtigen. So enthält er Sonderbeſtimmungen für

Bäckerei und Konditoreigewerbe, das Verkehrsgewerbe,
Eiſenbahn, das Gaſt und Schankwirtſchaftsgewerbe,
Friſeurgewerbe, die Apotheken, das Gärtnereigewerbe

ffe in

uf zu neh

waltung

ſind, der

e feſt Und die Handelsgewerbe.
Frage zu Jm Mittelpunkt der kommenden Erörterungen wird
r atürlich die Regelung der Arbeitszeit, alſo der Achtſtunden

und ſtehen. Anlaß, eine Neuvrdnung des Arbeitsſchutzes im
en wärtigen Zeitpunkt in Angriff zu nehmen, bot ja ge

rade die notwendig gevordene endgültige Regelung der
Arbettsgett. Die Arbeitszeitverordnung vom 21. Dezember

29 hat, wie es die Verordnung ſelbſt in ihrer Ein

werde
dach dem

nur noch

ergleier ſheſ ung zum Ausdruck bringt, und auch die Reichsregierung

t aufzu m mehrfach anerkannt hat, nur eine vorläuſige Rege
der Lin getroffen. Auch das Geſeß vom 14. April 1927 hat,
die Hof der ſchon ihm brige legte Name a ren ſaekeder geh a
ſem Um Ef

haſtlich ungünſtigen Zeiten die nötige Bewegungs n mit nicht durchgedrungen. Weiter hatten ſie den Antr

Bei der Schliebenſchen Steuerreform 1925 wurden
durch das Geſetz über Aenderungen des Finanzausgleichs
zwiſchen Reich Ländern und Gemeinden vom 18. Auguſt
1925 (R. G. B. 1 S. 254 ff.) die Beſtimmungen der
dritten Steuernotverordnung über den Geldentwertungs
gusgleich bei bebauten Grundſtücken grundlegend geändert.
Der hiernach geltende Rechtszuſtand iſt folgender:

Das Aufkommen der Steuer ſoll zur Deckung des all
gemeinen Finanzbedarfs der Länder und Gemeinden bzw.
Gemeindeverbände einſchließlich des Aufwandes, der ihnen
durch die Erfüllung der zu ſelbſtändiger Regelung über
laſſenen Aufgaben der Wohlfahrtspflege, des Schul und
Bildungsweſens und der Polizei erwächſt, ſowie zur Förde
rung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungs-
weſens dienen.

Zur Deckung des allgemeinen Finanzbe-
darfs dürfen bis zur Erreichung der vollen
Friedensmiete nicht weniger als 20 v. H. und
nicht mehr als 30 v. H. der Friedensmiete
vorbehalten werden. Erhöht ſich die Miete
über die Friedensmiete hinagaus, fo darf von
dem Mehrertrage der Miete höchſtens ein
Fünftel für den allgemeinen Finanzbedarf
beanſprucht werden.

Soweit die Steuer nicht der Deckung des allgemeinen
Finanzbedarfs vorbehalten iſt, iſt ſie zur Förderung der
Bautätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens zu
verwenden. Für dieſe Zwecke müſſen zunächſt in den zwei
Jahren vom 1. April 1926 bis 31. März 1928 jährlich
mindeſtens 15 bis 20 v. H. der Friedensmiete zur Ver
fügung geſtellt werden. Für die ſpätere Zeit wird der
Mindeſtſatz für dieſe Zwecke von der Reichsregierung mit
Zuſtimmung des Reichsrates feſtgeſetzt. Das iſt für das
Rechnungsjahr 1929, wie der Reichsanzeiger vom 1. Fe
bruar bekannt gibt, wieder in der Weiſe geſchehen, daß der
Mindeſtſatz der gus den Erträgniſfen der Hauszinsſteuer
ifkommenden Mittel für die Förderung des Wohnungs
baues auch in Zukunft, das heißt eben für das Rechnungs
jahr 1929, unverändert 15 bis 20 Prozent betragen
ſoll.

Dieſe vweichsgeſetzliche Regelung der Hauszinsſteuer, wie
ſie ja heute noch beſteht, hat im Reichstag nicht die
Zuſtimmung der Demokraten gefunden. Sie
haben im Ausſchuß beantragt, den Satz für allgemeine
Finanzzwecke auf 20 Prozent zu beſchränken, ſin aber

geſtellt, das Geſetz bis zum 31. März 1928 zu befriſten,
damit dem Reichstag die Möglichkeit bliebe, die Hauszins
ſteuer für allgemeine Finanzzwecke von dieſem Zeitpunkt
ab zu beſeitigen und ſie lediglich für den Wohnungsbau zu
verwenden. Auch dieſer Antrag drang nicht durch

Auch die Wirtſchaftspartei hat gegen die
Verbeſſerungsanträge der Demokraten ge
ſtimmt. Ihr Vertreter im Steuerausſchuß, der Abgeordnete

ſsſteuer
Gegen die Demagogie der Wirtſchaftspartei

Von Guſtav Schneider -Berlin, Mitglied des Reichstags.

Nolte, hat ausdrücklich ſeine Zuſtimmung zu den von
den damaligen Regierungsparteien beantragten, heute noch
geltenden Vorſchriften, erklärt. Bei der Beratung des
Steuervereinheitlichungsgeſetzes hat der Redner der Wirt
ſchaftspartei ſcharſe Kritik an der Hauszinsſteuergeſetzgebung

geübt. Auf Zwiſchenrufe, daß die Wirtſchaſtspartei dem
Hauszinsſteuergeſetz ſeinerzeit zugeſtimmt habe, erklärte er,
daß ſei nicht wahr. Auch der Vorſitzende der Wirtſchafts
partei, Abgeordneter Drewitz, beſtritt ſehr erregt,
daß ſeine Partei im Jahre 1925 für das e
zinsſtenergeſegtz geſtimmt habe.

Aus den Reichstagsberichten ergibt ſich, daß bei der
wament lichen Abſtämmunung über den „Gelv
entwertungsgusgleich bei bebauten Grundfſtücken
(Hauszinsſteuer)“ in ver 140. Plenarſitzung (dritte Beratung

von der Wirtſchaftsparteil für die Haus
zinsſteuner geſtümmt haben: Die Abzeordueten
Drewit, Dunkel, Holsammer, Mollath. Pe
tzold, Strauß.

Von den Welfen und der Bauernpartei, mit ver ſie in
Fraktionsverbindung ſtand, die Abgeordneten: Alpers,
Buchmeyer, Fehr, Hampe, Meyer, Gannorer)
Nolte, Kerſchbanm.Es gehört zum VBilde der Wietjchafteparte, daß

ſie, als Ausdruck kraftvoller Zerſetzung, bei allen Ab-
ſtimmungen durcheinander ſt immt. Während die
Mehrheit der Fraktion zielbewußt und entſchieden mit
„Ja* ſtimmte, haben die Abgeordneten Dr. Dr. Bredt,
Dr. Jöriſſen unv Lucke ebenſo entſchieden
mit „Nein“ geſtimmt. Um im Abſtimmungsbild keine
Lücke zu laſſen, haben ſich die Abgeordneten Eiſenber

ger, Kaltenecker und Kling der Stimme
enthalten. t

Wird der Abgeordnete Drewitz angeſichts
dieſes klaren Sachverhalts auch weiterhin
leugnen, daß die Wirtſchaftspartei für das
gegenwärtig geltende Hauszinsſteuergeſeg
mit verantwortlich iſt? Die unſichere Mehr

retten aSie hat davon keinen Gebrauch gemacht,
vielmehr blindlings mit der damaligen
Rechtsmehrheit gegangen Die Demokraten
haben, nachdem ihre Verbeſſerungsanträge abgelehnt
waren, gegen das Geſetz geſtimmt. Nachdem ſich
Länder und Gemeinden für ihren Finanzbedarf auf dieſe
Steuer eingerichtet haben, iſt ihr Abbau außerordentlich
ſchwer. Es wäre leichter, wenn man die von den Demokraten
ſeinerzeit geſtellten Anträge angenommen hätte

daß die in der Verfaſſung feſtgelegte achtjährige Schulpflicht

nicht durchgeführt habe. Jn dieſem Lande ſei es möglich,
daß die Kinder aus einem Ort der achtjährigen Schul
pflicht von den Eltern in einen ſolchen gebracht werden, wo
die Kinder die Schule nur ſieben Jahre zu beſuchen brau
chen, um dann als landwirtſchaftliche vder induſtrielle
Arbeiter tätig zu ſein. Endlich wurde die Notwendigkekt
der Durchführung der Verfaſſung im Hinblick auf die Lehrer
bildung betont Wenn nach der Entwicklung der Dinge auch
ein allgemeines Lehrerbildungsgeſetz für Deutſchland kaum
zu erreichen ſei, ſo könne doch wenigſtens geſetzlich feſtge
legt werden, daß die allgemeine Bildung auf einer neun
ſtufigen höheren Schule durch Abſchluß der Höchſchuklreife
gefördert wird. Der Reichsinnenminiſter betonte, daß er
im Hinblick auf dieſe Fragen auf dem Verwaltungswege
vielleicht einiges erreichen könne.

Monarchiſten in Hinterpommern
Nach den vorliegenden Nachrichten aus Hinterpommern

benutzten auch hier die Deutſchnationalen die Gelegenheit zu
einer hetzeriſchen Tätigkeit, die mit einer ſtarken monarchi
ſtiſchen Agitation verbunden iſt. So wurde in Stolp eine
Kaifergeburtstagsfeier veranſtaltet, bei der der Kammer
herr Major von Bredow aufforderte, Schluß zu machen
mit der katiſerloſen, der ſchrecklichen Zeit und zur alten
Staatsform wieder zurückzukehren. Er erklärte weiter, daß
es der größte Fehler geweſen ſei, daß geſagt wurde, es
ſei nötig, die monarchiſtiſche Geſinnung bis zu einer veſſe
ren Zeit zu verwahren. Das wäre das Dümmſte geweſen.
Die Kinder erführen nichts mehr von der Monarchie, wenn
ſelbſt in der Familie die Herzenskammer verſchloſſen bliebe
Monarchie ſei mit dem deutſchen Weſen untrennvar ver
bunden, und die Kaiſerin Auguſte-Viktorig habe auf dem
Sterbebette ihrem Gemahl das Verſprechen abgenommen,
ſich wieder zu verheiraten. Der Kaiſer habe erſt nach
kängen Kämpfen dieſes Verſprechen gegeben. Schließlich er
klärte der Redner, daß das Stahlhelmvolksbegehren ein
Uebergang zur kommenden Monarchie ſei. Jn einem Tele
gramm an Dvoorn erklärten die Teilnehmer dieſer Kund-
gebung, daß ſie nicht ruhen noch raſten wollten, bis der
Kaiſer wieder in die Heimat zurückgekehrt und die erb
berechtigte Hohenzollern Monarchie wieder hergeſtellt ſei.

Weiter fand eine Führerbeſprechung der Deutſchnatto

Hinterpommern iſt ein ſterbendes Land. Hier zu ſiedeln,

iſt Unſinn. Eine Siedlung führt nur zu einer Verſtärkung
des Landproletarigts.

Die Volksrechtpartei
verleumdet Demokraten

Durch die Preſſe der Volksrechtpartei geht ein gehäſſiger Artibel gegen die Demokratiſche Partei, in dem be

hauptet wird, der Führer der Münchener Demokraten, Schul
direktor Karl Weiß, der zugleich Stadtrat in München iſt,
habe im Hauptausſchuß des Stadtrates im Zuſammenhang
mit einer „Anklage über Kleinrentner“ das Wort „Renten
ſeuche“ gebraucht. Damit ſoll offenbar die Meinung erweckt
werden, als habe Stadtrat Weiß die Kleinrentner der „Ren
tenſeuche“ beſchuldigt. Jn Wirklichkeit hat Weiß niemals
irgendwelche Anklagen gegen Kleinrentner erhoben und den
Ausdruck „Rentenſeuche“ niemals in den Mund genommen,
am allerwenigſten im Zuſammenhang mit der Kleinrentner-
frage. Wie leichtfertig und ſkrupellos die Aufwertler die
Deutſche Demokratiſche Partei, deren unabhängige Tätigkeit
im Intereſſe der Kleinrentner ihnen aus Konkurrenzrück
ſichten überaus zuwider iſt, zum Gegenſtand von An
griffen macht, das erſieht man aus einer anderen Bemerkung
desſelben verleumderiſchen Artikels Es heißt da, die de
mokratiſche Reichstagsfraktion habe für das Aufwertungs
geſetz von 1925 geſtimmt, während doch allgemein bekanne
iſt, daß die Demokraten gegen das Geſetz geſtimme
haben.

„Gehorſamſt“
Das gibt es noch.

„Die Anrede eines Beamten in der dritten Perſon
iſt ein veralteter Sprachgebrauch und wird als nicht mehr in

die heutige Zeit paſſend empfunden Jch unterſage daher den
Polizeibeamten, den Gebrauch dieſer Anrede im dienſtlichen
Verbehr.“ So mußte der Hamburger Polizeiſenator jetzt
noch verfügen, von allein war dieſer Rückſtand vormärz-
licher Untertanengeſinnung nicht ausgeſtorben. Zur ſel
ſelben Zeit werden bei der Reichsbahn im Verkehr mit den
Präſidenten dienſtliche Angelegenheiten „gehorſamſt“ er

nalen Volkspartei Oſtpommerns in Stols ſtatt, bei der u. a.

iheit gibt. Die geſetzliche Regelung wird eine Reihe von
tfragen auf dem Gebiete der Arbeitszeit beſeitigen,

neekorps ſonſt kaum ohne ſchwere Erſchütterung des Wirt
ſchaftslebens, zwiſ chen den Beteiliaten ausgetragen wer

auf hin den müßtenitos des Bereits die erſte Leſung des Geſehes hat gezeigt, daß

rin ſigt ſeine Beſtimmungen in vielen Teilen ſchweren Bedenken
ſchaften Wegegnen, und es wird ein mühſames Stück Arbeit koſten,
heben im Ausſchuß einen befriedigenden Ausgleich zwiſchen den

verſchiedenen wirtſchaftlichen und ſozialen Strömungen zu
finden. Ob überhaupt eine ſolche Löſung gelingen wird,
läßt ſich zurzeit noch nicht überſehen; der ernſthafte Ver

aſſen ſuch dazu muß jedoch im Intereſſe des Arbeitsfriedens und
des ſozialen Fortſchritts under Aufrechterhaltung der Lei

n ſtungsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft gemacht werden.

en er Swer Kulturpolitik des Reichsinnen
2789 miniſtersn Schulfragen und Lchrerbildung
z re Der Reichsminiſter des Jnnern Severing empfing zu
5976 Einer Beſprechung über Schulangelegenheiten Vertreter der
1 deutſchen Lehrerſchaft. Bei dem Empfang wurden die Fragen

den der Grundfchule, des Reichsſchulgeſetzes, der Lehrerbildung,
ſchen der Schulpflicht und der Zuſchüſſe des Reiches zu Einrich
ſtae tungen auf dem Gebiete des Schul und Erziehungswefens
n beſprochen. Bei der Grundſchulfrage handelt es ſich in der

d zrar Hauptſache um einen Entwurf eines Entſchädigungsgeſetzes
ren für private Vorſchulen, der jetzt noch im Reichsrat liegt und
oes Seſſen Schickſal unbeſtimmt iſt. Von den Vertreter des

durch Deutſchen LehrerPereins wurde auf die Bedeutung hinge
feine wieſen, die dieſes Geſetz für die Durchführung des Grund

ſchulgeſetzes von 1920 habe. Es ſei deshalb notwendig, den
Geſetzentwurf unter allen Umſtänden zur Verabſchiedung zu
bringen.

ar Reichsminiſter Severing wies auf die vorhandenen
Da Schwierigkeiten hin, die vor allem darin beſtehen, daß der
2 n Reichsfinanzminiſter auch weiterhin den Standpunkt ver
rig xritt, die Länder hätten die Koſten allein zu tragen. Die
et Länder wiederum, namentlich diejenigen mit einer noch
nden verhältnismäßig hohen Zahl von privaten Vorſchulen for
Aus dern nach wie vor eine Beteiligung des Reiches an den

einen Koſten
Pro Jm Hinblick auf das Reichsſchulgeſetz wurde von den
der Vertretern der Lehrer betont, daß die bisherigen Entwürſe
z leider lediglich die Schulform hätten nach der konfeſſionellen

fſent und weltanſchaulichen Seite feſtlegen wollen. Der Reichs
ver miniſter des Jnnern betonte, daß die Schwierigkeiten des
S Reichsſchulgeſetzes eine Folge der unſicheren politiſchen Lage
dnete ſei, und des fortwährenden Wechſels in der Reichsregierung
rache und im Reichsinnenminiſterium. Zu einem Reichsſchulgeſetz,
itſch das gegen ſeine Ueberzeugung ſei, werde er ſich nicht drän
artig gen laſſen.
Cur Die Lehrervertreter bedauerten weiter, daß die Rege
aus lung der Schulpflicht durch ein Reichsgeſetz noch nicht vor
ver aungekommen ſei. Es gäbe heute noch ein deutſches Land, der Reichstagsabgeordnete S

ledigt.
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Ein dunkles Kapitel
Bei der Berakung des deutſchnationalen Antrages über

die ſtrafgerichtliche Verfolzung von Abgeordneten, die als
verantwortliche Redakteure von periodiſchen Drückſchriften
mit der Stellung des Redakteurs Mißbrauch treiben, machte
der demokratiſche Landtagsabgeordnete Dr. Grzimek im
Preußiſchen Landtag nachſtehende bemerkenswerte Ausfüh
run en:

Die Demokraten haben im Reichstage im Jahre 1922
den Antrag geſtellt, grundſätzlich überall da die Jmmunität
aufzuheoen, wo es ſich um das verantwortliche Zeichnen
von Zeitungen und Zeitſchriſten handelt. Dann hat die
Preſſe ſerbſt dazu Se lung genommen, und die Vertreter
der Preſſe haben erklärt, daß ſie die Dinge von Fall zu
Fall erledigt ſehen möchten. Dem haben wir uns ange
ſchloſſen. Aber bei dieſer Entſcheidung von Fall zu Fall
müſſen alle Parteien ſich ſtark machen deshalb begrüßen
wir es, daß dieſer Antrag von deutſchnationaler Seite
eingebracht worden iſt, und werden dafür eintreten
daß dieſer unerhörte Mißbrauch aufhört, der zeitweiſe und
gerade in der lesten Zeit mit dieſen Dingen getrieben
wird.

Ich möchte daran erinnern, daß der Mißbrauch in
dieſer Richtung zuerſt von der ganz linken Seite getrieben
wurde im Jahre 1921 haben die Kommuniſten ganz gus
drücklich erklärt, daß man gerade immune Abgeordnete zu
verantwortlichen Redakteuren machen ſollte

Aber es iſt in letzter Zeit bei den Herren von der
Nationgljozialiſtiſchen Partei ein Mißbrauch hervorgetreten,
der einfach bodenlos iſt und alles auf den Kopf ſtellt; ich
darf darüber folgeüde Einzelheiten berichten:

Der Reichstagsabgeordnete Straſſer leitet als verant
wortlicher Redak.eur nicht weniger als elf Zeitungen: die
„Berliner Arbeiter ei. ung“, ferner die Zeitungen Der na
tionale Sozialiſt für Mi keldeutſchland, für Norddeutſch
land, für die Oſtmark, für Rhein und Ruhr, für Sachſen,
Schleſien, Weſtdeutſchland, Weſtſachſen und Württemberg
Außerdem iſt der Abgeordnete Seraſſer noch Herausgeber
der „Nationalſos aliſti, chen Briefe

Der Reichstagsabgeordnete Dr. Goebbels leitet nicht
nitr en Angriff und einer ihn verant wort ih, ſondern
auch die „Nativnalſozialiſtiſchen Briefe“, deren Herausgeber
wieder Herr S. raſſer iſt

Der Reichstagsabgeordnete Reventlow iſt verantwort
licher Redakteur des „Reichswart“. Für eine Reihe von
Zeitungen zZeichnen ferner verantwortlich die Landtagsab
geordneten: Herr Karl Kaufmann für die „Neue Front“,
Herr Groh für den „Niederſächſeſchen Beobachter“, den
früher Herr Abgeordneter Kerrl geleitet hat, Herr Dr. Ley
für den „Weſtdeutſchen Beobachter“. Der bayeriſche Land
tagsabgeordnete Dr. Otto Hellmuth leitet das „Markt
breiter Wochenblalt“ in Marktbreit, der Reichstagsabgeord
nete Walter Buch den „Völ iſchen Beobachter in München,

und der Reichstkägsabgeordnete Herr Stöhr iſt verantwort
licher Leiter der „Wirtſchaftsbeilagen“ zu den von Herrn

uüsgegebenen Zeitungen Unſer Kollege Herr
erantwörklich für den „Bundſchuh“ und

gen der Straſſer Zeitungen Schließlich
t Landtaägsabgeordnete SchlemmBayreuth

Leiler des in Koburg erſcheinenden „Wecruſs
Datſächlich werden zwei Drittel aller nationalſozia

Liſtiſchen Blät er von immunen Redakteuren verantwortlich
geleitet.

In dieſer Sache liegt zweifellos Syſtem!
Das ergibt ſich auch aus folgendem: der

käſtſche Beobachter“ wurde bis Ende 1927 von einem
Major Dinklage geleitet, von dem Abgeordneten Groh ver
antwortlich Tedigiert. Vom 30. Juni 1928 bis 21. Juli
1928, alſo anſcheinend während der Urlaubszeit des Groh,
wurde aber wieder ein immuner Redakteur als Vertreter
beſchäftigt: Hans Kerrl, Mitglied des Preußiſchen Landtages

Seit dem 21. Juli sfichnet dann wieder Groh.
Noch viel auffälliger iſt der Wechſel beim „Angriff“.

Hier zeichnete bis zum 21. Mai Dagobert Dürr verantwort
lich. Die Nummern vom 21. Mai 1928 bis 1929 wurden
von Dr. Goebbels in Vertretung für Dürr verantwortlich

Häer abtrennen!

das Poſtamt (Zeitungsſtelle)
(Unfrankiert in den Briefkaſten zu werfen

HierBeſtellſchein
Ich beſtelle hiermit
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für den
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und bitte den Bezugspreis von 75 Goldpfennig zuzüglich 6 Gold
pfennig Zuſtellungs Gebühr durch den Briefträger bei mir
erheben zu laſſen.

Name
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Abgeordnete als Vedakteure

Nieder

J abholen.

bels verantwortlich. Alſo da er immun iſt, iſt er hinein
geſchoben worden.

Sie haben ja auch zugegeben, daß Syſtem darin liegt.
Jch darf daran erinnern, was der „Völkiſche Beobachter“
vom 24. Mat 1928 in ſeiner Nr. 120 ſchreibt. Da ſteht:

Der Wahlkampf iſt verrauſcht. Wir Berliner Na
tivnalſozialiſten legen uns deshalb aber veileibe nicht auf
die faule Haut Die Schlacht iſt geſchlagen nun heißt
es nachhauen Die Jſidöre werden an uns keine große
Freude erleben nun, da unſere beſten Streiter immun

ſind eDann ſchreibt der Abgeordnete Dr. Goebbels ſelbſt
im „Angriff“ vom 28. Mai 1929:

„J. d. J. Jm gewöhnlichen Leben nennt man das

des Reichstages Ich bin ein J. d. J. ein J. d. F.
ein Jnhaber der Jmmünität, ein Jnhaber der Freifahrt
karte. Ein J. d. J. iſt ein Menſch, der zuweilen ſelbſt in
einer demokratiſchen Republik die Wahrheit ſagen kann.
Er unterſcheidet ſich von den gewöhnlichen Sterblichen

Der „HurraFöderaliſt“ Dr. Held
Eine Stimme aus Bauer.

Der bayeriſche Miniſterpräſident Dr. Held hat es ſich
wohl nie träumen laſſen, daß man ausgerechnet ihn einſt
mals als „Hurraföderaliſt“ und beſten Förderer des Uni

Karismus bezeichnen würde. Gibt er ſich doch redlich Mühe
die baheriſchen Belange vor den Klauen der Berliner Zen
traliſten zu retten. Zum Dank dafür muß er ſich aber jetzt
vom „Straubinger Tagblatt“, dem führenden Organ der
bayeriſchen Volkspartei in Niederbayern, Vorwürfe geſallen
laſſen, wie ſie bisher höchſtens ſein ſchlimmſter Feind Dr.
Heim gegen ihn erhoben hat. Die genannte Zeitung iſt
ſo unzufrieden mit Dr. Held, weil er einen Geſetzentwurf
über die Staatsvereinfachung geſchaffen hat, der nach An
ſicht des Blattes viel zu zentraliſtiſch iſt. Es kommentiert
ihn mit folgenden Sätzen: „Stärlerer Zentralismus könnte
ſich nirgends zeigen, als im vorliegenden Geſetzentwurf der
föderaliſtiſchſten Pegierung, die man ſich denken kann. Eines
möge ſich Herr Dr. Held geſagt ſein laſſen. Mit ſeinen
föderaliſtiſchen Sprüchen, die er bisher vom Stapel ge
laſſen hat, möge er uns in Zukunft verſchonen, man wird

ihm weniger glauben, als wollte ſie Herr Hilferding her
unterleiern. Die Vorlage, ſo wie ſie iſt, hat den Föderalis
mus einen Bärendienſt erwieſen die Unitariſten aber haben
recht, ſich ins Fäuſtchen zu lachen, denn ihre Sache beſorgt
niemand beſſer als der „Hurraſöderaliſt“ Dr. Held

Se

Bezirk Halle
Halle. Mittwoch, den 27. Februgr, abends 8 Uhr, im

Nicolaus Monatsverſammlung des Beamtenausſchuſſes
Tagesordnung. I. Mitteilungen über Preſſedienſt. 2. Feſt
ſetzung eines kleinen Sonderbeitrages 3. Beitrag der Mit
glieder des Reichsausſchuſſes. 4. Wahl von Obleuten. 5.
Reſerat über Vorlage zum Beamtenvertretungsgeſetz. 6.
Vorbereitung der nächſten Verſammlung. 7. Verſchiedenes.

Alle Mitglieder des Beamten Ausſchuſſes erhalten noch
beſondere Einladung.

Halle. Sonntag, den 10. März, vormittags 11 Uhr,
im Nieolaus Tagung der Vertreter des Bezirksverbandes
Tagesordnung: I. Organiſation Durchführung der Eiſe
nacher Beſchlüſſe). 2. Einberufung des nächſten ordent
lichen Wahlkretsparteitages. Verſchiedenes Zu dieſer
Tagung hat Herr Miniſter Dr. Schreiber ſein Erſcheinen
zugeſagt. Alle Vorſtände der Kreisvereine und Ortsgruppen
erhalten beſondere Einladungen.

Halle. Für die Stadtverordneten Sitzungen liegen Ein
laßkarten zur Tribüne in unſerer Geſchäftsſtelle, Gr. Brau
hausſträße 30, bereit. Unſere Parteifreunde, die als Zu
höver an der Stadtverordneten Sitzung teilnehmen wollen
können ab Freitag jeder Woche Einlaßkarten ſoweit die

uns zugewieſene Anzahl reicht in unſerer Geſchäftsſtelle

Halle. Am 15. Februar nahm der Angeſtellten Aus
ſchuß der D. D. P. ſeine Diekuſſtonsabende, die unter dem
Motto: „Das Programm der D. D. P. und die Organiſation
der Wirtſchaft“ ſtehen, auf. Nach einigen einführenden Wor
ten des Parteiſekretärs Dr. Liebig ſetzte eine lebhafte Dis
kuſſion ein, die viel zur Klärung einiger Fragen beitrug.
Jn der nächſten Sitzung werden die behandelten Fragen
kurz zuſammengefaßt werden, um dann weitere Fragen
komplexe anzuſchneiden. Für den nächſten Abend ergehen

noch beſondere Einladungen. e
Halle. Der Friedrich-NaumannBund (Jungdemokraten)

hält am Dienstag, dem 26. Februar, 8. Uhr abends, im
„Nicolaus“ ſeine Generalverſammlung ab. Die Wichtigkeit
der Tagesordnung erfordert pünktliches Erſcheinen aller

Mitglieder. tEisleben. Zu der im „Schiſſchen“ ſtattgefundenen Ver
ſammlung der Deutſchen Demokratiſchen Partei hatten ſich

gezeichnet. Seit dem 23. Juli 1928 zeichnet nur Dr. Goeb

M. d. R. Mitglied des Reichstages Jch bin kein Mitglied

abends Reſerent? Dr. Liebig H alle über das S

lung hatte etnen güten Erfolg

dadurch, daß er laut denken darf. Er hat die Erlan
einen Miſthaufen Miſthauſen zu nennen und braucht
nicht mit der Ueberſchre bung Staat herauszureden

Es folgen Beſchimpſfungen Streſemanns und n
heißt es

Die J d. J Fräſentieren ſich depoteſt den M. d
Wer werdet noch manchen Spaß mit uns haben laßt da

Theater nur erſt anfangen!
Der „Weſtdeutſche Bevbachter“ des Landtagsabgeord

neten Dr. Ley bringt dann in Nr. 46 vom 1I1 I

heißt es:

Das beſte Agitätionsmittel iſt nun die Preſſe Wir
wären nun hirnverbrannt, i wenn wir die Waffe der Im
munität auch hier nicht anwenden würden Prügel hatten
wir ſonſt verdient. S

Die Sicherung der nationaliſtiſchen Redakkeure dor
Strafverfolgung hat ſich derhalb als beſonders notwendig
erwieſen, weil Zahlreiche Straſſoerfahren erfolglos e n
ſie angeſtrengt wurden, weil ſo viel Straftaten von ihnen
begangen wüurden, die zu Strafberſahren gegen ſie ge ührt
hätten, daß tatſächlich die blaſſe Furcht ſich auf ihren Ger

ſichtern malt“ S e n
Die vielgeſchmähte Anleihewirtſchaft war in den lehten
Jahren eine undedingte Notwendigkeit. Daß mit den ge
liebe nen Mit eln gearete. worden iſt, zeigt die Entwicklung
unſeter IJnduſt ie und vor

einnimmt. Un er lauſendes Papiergeld iſt durch eine 195
Golddecung Ceſichert; damit marſchie en wir faſt an der
Size g ler Sagen Unſe e Anle heſchulden in Höhe don
etwa 14 Milliarden Mark verhüten ebenfalls einen Sturz
der Mark. Amerika wird alles daranſeten, unſere Wah
rung ſtabil zu erhalten, damit es ſein eigenes Geld nicht
verliert. Gewiß durch eben vir ſchwere Zeiten, die reich

Schichten des Volkes ar ſind, daß nur gemeinſame Arbeit
uns vorwärts bringt. Anhaltender Beifall belohnte den
Redner für ſeine treſſenden Ausführungen e

Gollma b. Landsberg. Der Verein Delitzſch veran
ſtaltet am Mittwoch, dem 27. Februar 20 Uhr in S
manns Gaſthof eine Verſammlung Dr. Liebig Halle a. S
ſpricht über Wir ſchaft in Not! Soll der Staat helfen

Wittenkerg. Am 14. Februar ſ. rach Parteiſekre ar Du
Liebig in gütbeſüchter Mitgliederverſammlung über i

Thema I929, das Schick a. s ahr der deutſe en Wirtſchaſt
Die Preſſe hatte einen Berichterſtatter geſchickt, ein Zeichen
daß auch über den Rahmen unſe er Mitglieder hinaus un

glieder werben et wieder regelmäßig monatlich ihre V

ſammlungen abhalen. e e S
Herzberg E. Am Montag, dem 25. Februar,

anſtaltet die Ortsgruppe Herzberg der D.D. P. eine
liche Verſammlung in der „Reichskrone“. Beginn 8.30

e

„Grundfragen unſerer Wirtſchaft.
Sei ſch. Am Mittwoch, dem 13. März, 20 Uhr

der „Linde“, ſpricht Frl. Vehſe, Stadtverordnete in Hal
in einer Mitgliederverſammlung, zu der Gäſte eingeladen
ſind, über Die Frau in der Kommunalverwaltung. Wir
bitten unſere Mitglieder ſchön heute, ſich für dieſen Abend
freizuhalten und auf jeden Fall die Damen mitzubringen

Im Aprik iſt ein Unterhalkungsabend vorgeſehen. An
fang März werden durch den mit Ausweis verſehenen Ver
einsboten die Beiträge o rernrt erſte Vierteljahr 1929 ein
gezogen und die Mitgliedskarten ausgehändigt. Wir bit
ten unſere Freunde dringend, neben dem geringen Beitrag
den „Politiſchen Wegweiſer“ u leſen. Beſtellzettel kann aus

er J allem Unſerer Handelsflotte pug
die bereits weder eine beachtliche Ster lung in der Welt e

ſere Veranſtaltungen Intereſſe erwecken. Unſere Mit l

einen Artikel „Jmmunität oder Nichtimmunität Darin

hiede

an äußeren und inneren Gefahren für unſer Vaterland Hefol
ſind. Sie können aber überwunden verden, wenn ſich alle s

Vün

ich d

éeig

huge

ufs

ine

übri
Aus

onn

beder Zeitung geſchnikten werden. Neue Mitglieder werden

Ortsvereins, Kreisausſchuß Oberſekretär Richter, Roonſtr. 19

wenden. v
Kelbra. Am Sonntag, dem 17. Febr., fand eine von

der Ortsgrupfe der D. D. P. oinberufene Verſammlung ſtatt

S s S 8 S e S S X S S S r S Z S W S S o

Merle dir wer Wörtchen

ver ä
außer vielen Mitgliedern auch zahlreiche Angehörige des
Mittelſtandes eingefunden. Nach Begrüßung der Erſchie
nenen durch den Vorſitzenden ergriff der für den Abend ge
wonnene Redner Tiſch eroberme ſter Knieſt, Kaſſel, Mitglied
des Landtags, das Wort zu ſeinem Vortrage: „Führen die
wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe zu einer neuen
Jnflation?“ Jn kürzen, kräftigen Strichen zeichnete der
Redner die gegenwärtigen Verhältniſſe in Deutſchland. Der
oberflächliche Beobachter der wirtſchaftlichen Lage kann leicht
zu der Auffaſſung gelangen, daß eine neue Jnflation vor
der Tür ſteht. Die Preiſe ziehen zwar langſam aber ſtetig
an. Daraus allein kann ein Sturz der Mark nicht abgeleitet
werden. Teuerungsverhältniſſe, wie wir ſie heute haben,

das beste Programm
Die gröbte Funbzeitschrift! bringt wöchentlich alte aus

führlichen Programme der in und auslandischen Sendet

h

Heit 59 Pf., Monatsberus RM 2.- Man bestellt beim Postaimnt

deiner Bichhandlung Probeheft umsonst vom Verlag Berlin N2

on

e

o

Verantwortlich Johannes Dornblüth, Halle.
hat es zu allen Zeiten gegeben. Dazu kommt der verlorene
Krieg, der uns eine ungeheure Zinſenlaſt aufgebürdet hat.

Druck Buchdruckerei Weniger Co. G. m. 6. H., Deſſau
Poſtſtraße 9

hera

gerne aufgenommen und können ſich an den Vorſitzenden des Fre
Stre

um
r
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geſe
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